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Mit 1. Jänner 1870 begann ein neues Abonnement 
auf die „Zeitſchrift für Verwaltung“ und bitten wir unſere geehr⸗ 
ten Herren Abonnenten, deren Pränumeration Ende December 
ablief, um baldige Erneuerung per Poſtanweiſung, 
damit keine Unterbrechung in der Expedition ftattfindet. 

Die „Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung“ wird von nun 
an auch die vom Miniſterium des Innern hinaus- 
gegebenen im Reichsgeſetzblatte nicht publicirten 
allgemeinen Verordnungen mittheilen. 

Der Index pro 1869 wird im Laufe diefes Monats 
ausgegeben werden, und iſt um den Preis von 20 Kreuzer 
zu beziehen. Die Verlagshandlung. 
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Die Einführung des In ſtituts der Fabelksinſpectoren in 
Oesterreich. 
Mittheilungen aus der Praxis: 

Eine Auswelſung einer Perſon aus dem Gemeindegabiete auf Grundlage 
Art. III. des Geſezes vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, kann 
nur von der Gemeinde und nicht auch von der höheren politiſchen 
Inſtanz verfügt werden. 

Die Vornahme elner Brandſchadenerhebung von Amtswegen hängt ledig⸗ 
lich von dem Ermeſſen der politiſchen Behörde ab. 

Uebertretung der Fortführung der Gewerbsſiema, nachdem bem” Träger 
derſelben der Fortbetrieb des fraglichen Gewerbes unterfagt worden ift. 

Entſcheidungen und Rechtsanſchauungen des ſteiermärkiſchen Landes⸗Aus⸗ 
ſchuſſes in der Sihung vom 27. November 1869. 


Literatur. 
Perſonalien. 


Erledigungen. 


Die Einführung des Juſtikuts der Fabriksinſpectoren 
in Oeſterreich. 


Gerade ein Jahr ift verfloſſen, feit unſere Zeitſchrift, die Wich⸗ 
tigkeit der Arbeiterfrage für dag Staatsleben und die Verwaltung 
würdigend, Vorſchläge zur Regelung der Arbeſterverhältniſſe brachte. 
Damals ſchien es noch, als ſchrecke die Geſellſchaft vor einer Mitwir⸗ 
kung in den vou vielen Seiten als gefahrdrohend hingeſtellten Arbeiter⸗ 
angelegenheiten zurück, als glaube fie, daß weil die äußerſten Conſequenzen 
der gegenwärtigen in Arbeiterkreiſen herrſcheuden Auſchauungen zur 
Beſeitigung wichtiger Eigenthumsrechte führen müffen, eine Unterdrückung 
dieſer Anſichten mit allen Mitteln des Gefetzes und der Macht unbe- 
dingt nothwendig ſei. Inzwiſchen haben ſich die Meinungen geklärt. 


Im Reichsrathe machten fih Stimmen zu Gunſten der Arbeiterbewegung 
geltend und die Regierung ſelbſt ergriff die Gelegenheit um im Sinne 
wahren Fortſchrittes und allſeitiger Freiheit fo manche altererbte Uebel⸗ 
ſtände, welche den Hauptanlaß zur Arbeiterbewegung geben, ein für 
allemal im geſetzlichen Wege zu beſeitigen. So kam im Mai 1869 *) 
ein Geſetz über Einführung von Gewerbegerichten zu Stande, welche 
Streitigkeiten, die aus dem Arbeitsverhältniſſe hervorgehen, raſch und 
sachgemäß zu entſcheiden berufen find, In der gegenwärtigen Reihs- 
rathsſeſſion kommt das Geſetz wegen Aufhebung des Coalitionsverbotes, 
dann das Geſetz, betreffend die Regelung der Verhältniſſe zwiſchen 
Arbeitgebern und Hulfsarbeitern, zur Berathung und Beſchlußfafſung. 

Das letztgenannte Geſetz, deſſen Entmurf in 49 Paragraphen zu⸗ 
erft allgemeine Beſtimmungen über das Lehr, und Dienſtperhältniß, 
dann beſondere Normen Hinfichtlich des Rechtsverhältniſſes zwiſchen 
den ſelbſtändigen Gewerbetreibenden und ihren Hülſsaubeſtern, Ge- 
ſellen und Gehülfen, ferner Normen über das Rechtsverhältniß zwiſchen 
Fabriksbeſitzern und Fabriksarbeitern, endlich über Fabriksſuſpectoren ent⸗ 
hält, ift ohne Zweifel eines der wichtigften iu der gegenwärtigen Geſetz⸗ 
gebungsaera. 

Mit wahrer Freude müffen die Beſtimmungen des dritten Mbe 
ſchuittes dieſes Entwurfes begrüßt werden, welche die Arbeitszeit der 
Kinder und jungen Leute in Fabriken beſchrauken, den Schulbeſuch 
fordern und auf die Erholung der Jugend Rückſicht nehmen. Dieſe 
Beſtimmungen haben fih in vielen Punkten den in unſerer Zeitſchrift 
geſtellten Anforderungen angenähert. 

Doch von noch größerer Wichtigkeit erſcheint uns der letzte Abſchuitt 
über Einführung des Inſtituts der Fabriksinſpertoren in Oeſterreich. 

Die Fabrilsinſpectoren find dazu berufen über die Ausführung 
des Arbeitergeſetzes unmittelbar zu wachen; ſie haben dafür zu ſorgen, 
daß es nicht todter Buchſtabe bleibe, daß die Hiuderniſſe beſeiligt 
werden, melche etwa der Egoismus der Unternehmer und die Verblen⸗ 
dung der Arbeiter ihm entgegenftellen, fie haben endlich durch ihre Berichte 
an den Haudelsminiſter, durch ihr Einſchreiten in dringenden Fällen 
ber der politiſchen Behörde die Verbeſſerung der fanitären und fitt 
lichen Verhältniſſe ſowie der wirthſchaftlichen Lage der Arbeiter anzustreben. 
Dieſe Aufgaben erfordern einen ganzen Mann, welcher mit vorzüglichen, 
nationalökonomiſchen Fachkenntniſſen auch noch techniſche, juridiſch⸗politiſche 
und medieiniſche Bildung beſitzt und dazu vor allem von einem ſiltlichen 
Ernſte, von einer Unerſchrockenheit und Ausdauer beſeelt iſt, wie fie in 
anderen Zweigen des Staatedienſtes kaum in ähnlicher Weiſe erheiſcht 
werden. 

Der Fabriksiuſpector wird mit den Fabrikanten, ſowie mit den Arbei⸗ 
tern nicht felten in Conflicte gerathen. Die erfteren werden vor feinem nade 
forſchenden Blicke manche tiefgreifende Schäden zu verbergen, viele Uebel⸗ 
fände zu bemänteln und zu beſchönigen ſuchen, fie werden ihm Hinderniſſe 
aller Art in den Weg legen oder ihn durch zuvorkommende Freundlichkeit und 
Schmeicheleien für fih gu gewinnen ſuchen. Daß fie nicht felten, beſonders 
im Anfange der Wirkſamkeit der Inſpectoren, fih dazu veraulaßt 
fühlen werden, unterliegt keinem Zweifel. Denn wo mie in Oeſterreich 
die Arbeit der wohlfeile, Maſchinen, Roh- und Hülfsſtoffe, Werkzeuge 


*) Geſeh vom 4. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 63. 


und Baarfonds der koſtſpielige Faktor des Betriebes find, wird 
immer an letzterem Faktor möglichſt zu ſparen, an erſterem möglichſt 
auszubeuten geſucht. Dazu befinden fih die Arbeiter beſouders am 
flachen Lande in einem ſolchen Zuſtande paſſiner Indolenz, daß fie 
theils die Gefahren für Geſundheit und Leben oder für die Sittlich⸗ 
keit gar nicht wahrnehmen, theils die wahrgenommenen gar nicht beachten. 
Der Arbeiter betrachtet eben die Körperkraft als ein Capital, das 
nichts gekoſtet hat und ſteht dem Unternehmer ſelbſt ſo lange in der 
Ausbeutung dieſes feine ganze Habe bildenden Fonds hülfreich bei, bis 
der Schade unheilbar geworden ift oder die Krafte verſiegt find. In 
gerade der Gefahr körperlicher Verletzungen gegenüber gehen viele 
Arbeiter mit einer feden Zuverſicht vor, welche in dem unbetheiligten 
Beobachter das größte Erſtaunen erweckt. Daher ift es nothwendig, 
daß der Staat, um das theuerſte und werthvollſte Eapital zu feinem 
Beſtande, die körperliche und geiſtige, die ſittliche Arbeitskraft der 
Bevölkerung zu ſchonen und zu erhalten, die Fabrilsinſpectoren mit 
der Fürforge und Controlle belraut. Doch muß ihnen auch die Mög⸗ 
lichkeit gegeben fein, dieje Pflicht zu erfüllen. Aus dieſem Grunde 
uormirt der 8. 42 des Entwurfes, daß dem Fabriksinſpector der Zus 
tritt zu ſämmtlichen Fabrikslokalitäten ſowie zu jeder Fabriksſchule 
jederzeit, bei Tag oder bei Nacht geſtattet werden muß. 
Andererſeits haben nach §. 47 des Entwurfes die Fabriksbeſitzer für die 
Amtshandlungen der Inſpectoren nicht nur keine Entſchädigung zu lelſten, 
ſondern iſt es den Inſpectoren vielmehr ausdrücklich unterſagt, von dem 
Fabriksbeſitzer oder deſſen Stellvertreter ein Nachtlager oder eine 
Mahlzeit anzunehmen. Ob diefe Vorſichtsmaßregeln ausreichen werden, 
muß freilich erft die Praxis lehren; es iſt eben Sache der Regierung 
Männer von fo unbeſcholtenem Rufe und jo ganz unbeſtechlichem Cha⸗ 
rakter für die Stellen der Fabriksinſpectoren zu finden, bet welchen 
beſondere Vorſchriften und Verhaltungsmaßregeln ähnlicher Art, die 
ja ſehr leicht umgangen werden konnen, ganz überflüffig find. Jeden⸗ 
falls wird eines der beſten Palliativmittel gegen diefe Gefahr ein 
reichlich zugemeſſener Gehalt fein müffen. Derſelbe vermag zugleich das 
Anſehen und die Wurde des Juſtituts gegenüber den Fabrſksbeſitzern 
fo zu heben, daß bei denfelben der Gedanke an eine materielle Beein⸗ 
fluſſung, fei es welcher Art immer, gar nicht auffommen kann. 


Den Arbeitern und anderen Perſonen gegenüber, welche entweder 
aus Trotz oder Furcht der Einvernehmung zu entgehen oder dieſelbe zu 
vereiteln ſuchen, ſtehen den Fabriksinſpectoren ähnliche Machtvollkommen⸗ 
heiten zu. Fabrikanten wie Arbeiter verfallen im Verweigerungsfalle 
in nicht unbeträchtliche Geldſtrafen. 

Mehr noch als dieſe kleinen Scharmützel und Nergeleien fürchten 
wir die verdächtigenden Ausſtreuungen und die öffentlichen Agitationen 
gegen dieſes in die Privatintereſſen einer reichen und mächtigen Men- 
ſchenclaſſe jo tief eingreifende Inſtitut. Dieſen Gefahren kann bie 
Fabriksinſpection nur durch die unbedingte Oeffentlichkeit ihrer Haupt- 
oder Jahresberichte entgehen. Sehr ſchön ſpricht dies der Bericht des 
Ausſchuſſes zur Regelung der Arbeitsverhältnſſſe im Reichsrathe vom 
10. Mar 1869 mit den Worten aus: „Die rückhaltloſe Ber- 
öffentlihung der Berichte der Fabriksinſpectoren wird 
die befte Controlle fein; Arbeiter und Arbeitgeber 
ſtehen vor dem Richterſtuhle der Oeffentlichkeit ganz 
gleichberechtigt. Der Ausſchuß lebt der Hoffnung, daß eine ſolche 
Inſtitutlon wirkſamer und erfolgreicher für die Verbeſſerung der Ar- 
beiterverhältniſſe fein wird, als das befte Geſetz.“ — Leider vermiſſen 
wir jedoch im Regierungsentwurſe den Paſſus, welcher die Veröffent- 
lichung der Hauptberichte den Fabriksinſpectoren vorſchreibt. Vielleicht 
blieb indeſſen diefe Beſtimmung der Vollzugsvorſchrift vorbehalten. 


Da der Fabrliksinſpector nach Abſatz 46 des Entwurfes verpflichtet 
iſt, wenigſtens Einmal im Jahre ſämmtliche ihm unterſtehende Fabriken 
zu beſuchen, jo wird der Bezirk derſelben wohl ziemlich klein ausfallen 
müſſen, da er kaum mehr als 100 — 150 Fabriken zu überfehen 
vermag. Auch möchten wir wünſchen, daß der Begriff einer Fabrik 
nicht zu enge aufgefaßt werde, damit auch die mit Lohnarbeitern be⸗ 
triebene Hausinduſtrie nicht außer Edidenz gerathe. Da aber dieſelben 
gewöhnlich aus ſehr zahlreichen Kleinunternehmungen beſteht, wird die 
Beaufſichtigung noch weit zeitraubender. 

Die Fabriksinſpectoren in England unterſtehen, wie auch der 
öſterreichiſche Entwurf normirt, unmittelbar dem Haudelsminiſter. Nur 
werden dieſelßen dort in disciplinärer und bureaukratiſcher Beziehung 
von einem Oberinſpector einheitlich geleitet. Die Regierung dürfte bei 
Ausarbeitung der Organiſationsgrundſätze vielleicht auch darauf Rückſicht 
nehmen. 


w 


Möge dieſes wichtige Organ des neuen vorwortsdrängenden 
Staatslebens auch in Oeſterreich feinen Beruf fo ſchön und tüchtig 
erfüllen, wie es dies feit Jahren bereits in England und in der 
Schweiz gethan hat! O. G. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Eine Ausweifung einer Perſon aus dem Gemeſudegebiete auf Grundlage 

Art. III des Geſetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, kann nur von 

der Gemeinde und nicht auch von der Höheren politſſchen Juſtauz ver⸗ 
fügt werden. 


Ueber Anzeige des Pfarramtetz in M., daß der Wirthspächter 
Johann T. mit feiner nicht nach M. zuständigen Wirthſchafterin, der 
von ihrem Ehegatten getrennten Moifia Z., im Concubinate lebe und 
dadurch öffentliches Aergerniß errege, wurden vom Gemeindevorſteher 
durch Einvernehmung der Hausgenoſſen (darunter auch eines 14 jährigen 
Knaben!) und der Aloifia Z. Erhebungen über das von Johann T. 
geleugnete Concubinatsverhältniß gepflogen, auf Grund welcher, nach 
angeblicher Eonſtatixung eines ſolchen Verhältniſſes, der Gemeinde⸗ 
vorſteher mit Erkenntniß nom 14. Auguſt 1868, und zwar unter 
Berufung auf die 88. 17, 27 P. 8 und 28 P. 35) der kürntneri⸗ 
ſchen Dienſtboten⸗Ordnung vom Jahre 1864 einerſelts Johann T. 
bei 10 fl. Strafe die Entlaſſung feiner Haushälterin auftrug und 
anderſeits der Aloiſia Z. befahl, bei Vermeidung der Abschiebung, den 
Dienſt bei T. zu berlaſſen. 

Das Erkenntniß des Gemeindevorſtehers wurde vom Bezirksamte 
beſtätiget. 

Die Landesſtelle änderte das Erkenntniß des Bezirksamtes dahin 
ab, daß die nicht nach M. zuſtändige Aloiſta Z. auf Grund des 
Artikels III des Geſetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18 
(F. 10 der kärntneriſchen Gemeinde Ordnung), wegen nicht unbe» 
ſcholtenen Lebenswandels aus der Gemeinde M. ausgewleſen werde. 
Die Landesſtelle betonte dabei, daß die Dlenſthoten⸗Ordnung auf den 
Fall nicht zur Anwendung komme und bemerkte, daß das Concubinats⸗ 
verhültuiß nicht fo ſehr durch die Ausſagen der Zeugen als vielmehr 
durch das dießfallig vorliegende Geſtändniß der Aloiſig Z. als er- 
wieſen anzuſehen ſei. 

Ueber weiteren Recurs eutſchied das Miniſterlum des Innern 
unterm 24. October 1869, Z. 15544, wie folgt: „Dem Recurſe 
gegen die Eutfcheldung der Landesregierung, womit die Entſcheidungen 
der Gemeinde und des Bezirksamtes behoben und die Auswefſung der 
Aloiſia Z. aus der Gemeinde M. ausgeſprochen wurde, wird unter 
Behebung dieſer Entſcheidung, inſoferne mit derſelben auf die Aus: 
weiſung erkannt worden ift, Folge gegeben, weil zu dieſer Ausweiſung 
fein im Geſetze (8. 10 der Gemeinde⸗Ordnung) begründeter Anlaß 
vorhanden iſt und weil überhaupt ſelbſt beim Vorhandenſein eines 
hinreichenden Grundes nach $. 10 der Gemeinde⸗Ordnung nur der 
Gemeinde das Recht zur Ausweiſung zuſtehen würde.“ D 


Die Vornahme einer Braudſchadenerhebuug von Amtswegen hängt ledig: 
lich von dem Ermeſſen der politiſchen Behörde ab. 


Das Haus des Johunn V. in M. erlitt am 9. Juni 1868 
in Folge eines nicht zündenden Blitzſchlages an feinen Mauern einige 
Beſchädigungen. Wegen der Geringfügigkeit diefer Beſchädigungen, 
nahm das Bezirksamt keine Schadenserhebung von Amte wegen vor. 
Da das fragliche Haus im tirolifen Brandaſfecuranz⸗Vereine ver⸗ 
ſichert war und der Verſicherte Entſchädigung aus der Aſſecuranz ver⸗ 


) Dieſe vom Gemeindevorſteher angewendeten Beſtimmungen, welche fth 
auch in allen übrigen Provinzial⸗Dienſtboten⸗Ordnungen vorfinden, lauten: 
$. 17. „Der Dienſtherr hat den Dienjtboten zu einem ſitllichen und anſtändigen 
Betragen zu verhalten“; 8. 27 P. B: über das Mehi des Dienftheren, den 
Dienſiboten fofort zu enklaſſen, wenn er ſich Unſittlichkeiten ergibt; 8. 28 P. 3: 
über das echt des Dienſtboten, den Dienst fofort zu verlafen, wenn der 
Dienſtherr den Dienſtbolen zu unſittlichen Handlungen verleitet. (Lehrreiche 
Geſetzeshandhabung !) 


langt hatte, beauftragte der Landes⸗Ausſchußz das Steueramt in M., 
das dortige Bezirksomt um Erhebung des Schadens zu erſuchen. Das 
Bezirksamt nahm ſonach die Schadenserhebung vor, begehrte aber die 
Vergütung der dabei anerlauſenen Commiſſionskoſten im Betrage von 
8 fl. 10 kr. aus dem Brandverſicherungsfonde des Laudes, da die 
Erhebung über Erſuchen des Laudes⸗Ausſthüffes alfo im Partei- Intereffe 
vorgenommen worden fei, Der Landes⸗Ausſchuß verweigerte die Zahlung 
dieſer Koſten, indem er geltend machte, daß die politiſche Behörde 
bel jedem Brandſchaden von Amtswegen, alſo auf Koſten des Amts⸗ 
pauſchales, die Schadenserhebung vornehmen müſſe, indem diefe Obliegen⸗ 
heit fih auf §. 25 der Mimſtterial⸗Verordnung vom 19. Jänner 
1858, R. G. Bl. Nr. 10 (Amtsinſtruction für die Bezirksämter), 
gründe und dieß auch in der kiroliſchen Brondwehrordnung und in 
den Brandverſicherungsſtatuten ausgedrückt erſcheine. Die Aufforderung 
des Landes⸗Ausſchuſſes au das Bezirksamt zur Vornahme der Schadens⸗ 
erhebung ſei daher nur elne Erinnerung an eine vom letzteren zu 
erfüllende Pflicht geweſen. 

Die Statthalterer fand das vom Bezirksamte geftellte Begehren 
begründet, desgleichen das Miniſterium des Innern laut Entſcheidung 
vom 31. Marz 1869, Z. 3608, mit der Motivirung, „daß es nach 
dem Sinne der beſtehenden Vorſchriften dem ausſchlleßlicheu Ermeſſen 
der politiſchen Behörden, und zwar zunächſt der Bezirksbehorde, und 
in zweifelhaften Fällen der Entſcheidung der politiſchen Oberbehörde, 
anheimgeftellt fei; ob nach einem Brandfalle von Amtswegen — daher 
auf Koſten des Amtspauſchales — eine Brandſchadeuerhebung flatts 
zufinden habe oder nicht, und daß auch die Art und Weiſe, in welcher 
diefe Erhebung vorzunehmen ift, lediglich dem Exmeſſen der politiſchen 
Behörde überlaſſen bleibe.“ r. 


Uedertretung der Fortführung der Gewerbafirma, nachdem dem Träger 
verſelben der Foribelrſeb des fraglichen Gewerbes unterſagt worden tit. 


Simon F. wurde, weil er das Vergoldergewerbe, ohne daſſelbe 
angemeldet zu haben, betrieben, mit Erkenntniß des Magiſtrates vom 
2. Mal 1869 wegen unbefugten Gewerbsbetrlebes unter Berufung 
auf 8. 13 der Gewerbe⸗Ordnung zu einer Geldſtrafe von 20 fl. vere 
urtheilt. Do Simon J., weil noch minderjährig (8. 4 Alineg 1 der 
Gewerbe Ordnung), das unbeſugt begonnene Geſchäft nicht auf eigenem 
Namen ordnungsmäßig anmelden konnte und es daher von einem 
Anderen vorläufig weiter betreiben loffen mußte, wurde ihm zugleich 
mit dem Straferkenntniſſe aufgetragen, feinen Namen vom Geſchäfts⸗ 
ſchilde bei fonftiger Strofe zu befeitigen. Ueber Anzeige der Gewerbs⸗ 
genoſſenſchaft vom 22. Mai 1869, daß die Firma Simon 9. noch 
immer auf dem Geſchäftsſchilde erſcheine, wurde Simon J. wieder 
mit Erkenntniß des Magiſtrates vom 10. Juni 1869 auf Grund der 
98. 7 und 11 des kaiſerlichen Patentes vom 20. April 1854, wegen 
Nichtbefolgung eines amtlichen Auftrages, zu 10 fl. Strafe verurtheilt. 

Dieſes Erkenntniß wurde von der Landesſtelle beſtütiget und der 
weitere Recurs des J. deßhalb, weil gegen zwei gleichlautende Straf⸗ 
erkenntuiſſe gerichtet, vom Miniſterium des Innern mit Entſcheidung 
vom 10. December 1869, 3. 17121, als unſtatthaft zurückgewieſen. 
Vom Miniſterium des Innern wurde jedoch dabei ausdrücklich bemerkt, 
„daß die dem Simon J. zur Laſt gelegte Uebertretung nicht als eine 
auf Grund der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854 zu 
ahndende, ſondern als eine nach $. 132 lit. b) der Gewerbe⸗Ordnung 
zu ſtrafende Uebertretung betrachtet werden muß, da Simon 3. unges 
achtet der erfolgten Einſtellung ſeines Gewerbes, denuoch fortfuhr, 
dafſelbe auf ſeinen Namen zu betrelben.“ Sp. 


Wir theilen im Nachſtehenden einige in der Sitzung des ſleier⸗ 
märkiſchen Landes⸗Ausſchuſſes vom 27. November 1869 eifloſſeue 
Entſcheidungen und Rechtsanſchauungen mit: 

In Folge Berufung eines betroffenen Gemeinde⸗Armen, hinſicht⸗ 
lich deffen der Gemeinde⸗Ausſchuß unter Application des §. 25 des 
Geſetzes vom 3. December 1863 (die Art und Weiſe der Armenver⸗ 
ſorgung beſtimmt innerhalb der beſtehenden Geſetze die Gemeinde; 
der Arme kann eiue beſtimmte Art der Unterfkiguug nicht verlangen) 
die Verſorgung durch Einlegen von Paus zu Haus beſchloſſen und 
durchgeführt hatte, hob der Landes⸗Ausſchuß dieſen Beſchluß auf, 
weil die körperlichen Gebrechen des in Frage ſtehenden Gemeinde⸗ 
Armen dieſe Verſorgungsart als unguläffig erſcheinen laffen. Gteich⸗ 


zeitig wurde der Gemeinde aufgetragen, den beſchwerdeführenden Armen 
auf eine ſeinem körperlichen Zuſtande entſprechende Art zu verſorgen, 
ihm den nothwendigen Unterhalt zu verabreichen und während ſeiner 
Krankheit für ſeine Pflege zu ſorgen. 

Der Landes⸗Ausſchuß ſpricht die Rechtsauſchauung aus, daß ein 
Gemeinde-Vorſteher, welcher wegen beharrlicher Verletzung der Pflichten 
des ſelbſtſtändigen Wirkungskreſſes vom Landes⸗Ausſchuſſe im Einver⸗ 
ſtändniſſe mit der Statthalterel feines Amtes als Gemeinde- Vorſteher 
entfegt worden war, das Recurtzrecht gegen diefe Verfügung an den 
Miniſter des Innern nicht habe. 

Der Landes⸗Ausſchuß ſpricht feine Anſicht aus, daß der Gemeinde⸗ 
Vorſteher in Handhabung der Geſundheitspolizel in Bezug auf Getränke 
ſeiner Pflicht genüge, wenn er den Ausſchank von offenbar verdorbenen 
Getränken durch Beſeſtigung derſelben verhindere, und wewn er den 
weiteren Ausſchauk ſolcher Getränke, bezüglich welcher der gegründete 
Verdacht einer geſundheſtewidrigen Fälſchung rege werde, ſiſtire, fo 
wie unter Mittheilung einer Probe dem Gerichte die Anzeige zur 
Strafamtshaudlung erſtatte. 


— — 


Literatur. 


Die Selbſtverwaltung der Volksſchule. 

Berlin 1869, bei Julius Springer. 
Die confeſſionelle Schule, ihre Unzuläffigkeſt uach preu fſiſchen Landes⸗ 

geſetzen wud Die Nothiwenpigkeſt eines Verwaltuugsgerſchtshofeg. 

Von Dr. Rudolph Gneiſt. Berlin 1869, bei Julius Springer, 

Dr. R. Gneiſt und die confeſſlonelle Schule, Beleuchtel von J. G. Serge: 

in und, Conſiſtorialrath. Berlin bei F. Heinicke 1969. 

Rudolph Gneiſt it ein Proſeſſor, welcher mit einer wahren Meiſterſchaſt 
in bie Tagesfragen pratſiſch einzugreifen verſteht und immer zur Meſchichte 
einer Frage und Klärung des Sachverhalts ein Anſehnliches beiträgt, Aus 
den vorgenannten drei Proſchüren kann man ſich über Schulweſen im Allge⸗ 
meinen und preußische Schulverhöllniſſe insbeſondere vortrefflich unterrichten. 
Auch Seegemund trägt dazu bei, obwohl es uns doch frappirt hat, daß die 
preußiſche evangeliſch⸗ronſervative Partei gegen Gneiſt keinen beſſeren Kampen 
ins Feld zu fenden wußte. Obwohl bie meiſten der behandelten Fragen in 
Oeſterreich ihre Löſung bereſts erfahren haben, fo ermangeln wir doch nicht, 
einiges Geneininterefjantes aus oberwähnten Streitſchriften mitzutheilen. 

Das Schulweſen des Mittelalters iſt als ein Theil und Ausfluß des 
Lehrberufs der Kirche entſtanden, und die Anfänge der Parochjalſchulen 
ſchſießen fih an den Küſter als Gehülfen des Mfarrgeiſtlichen an: ut quisgue 
presbyter, qui plebem vegit, clericum habeat, qui secum cantet, et 
epistolam et lectionem leget, et qui posait scholas tenere. onp. 8 de 
vita et honest, cleric. (3, I). Alsdann trat die Erweiterung des Unterrichts 
weſens durch die inneren und äußeren Kloſterſchulen und durch die Thätigkeit 
ber lehrenden Orden der fpäteren Zeit ein. Die einzelnen Städten ertheilten 
Schulprivilegien verſtanden ſich als Verleihungen innerhalb ber beſtehenden 
Kirchenverfaſſung. Die Reformation hat dies Verhällniſ in Deutſchland wie 
in England zunachſt unverändert gelaſſen. Die Schule war und blieb ein 
Anhang der Kirche nach Vermögen, Perſonale und Verwaltung, Luther hatte 
zwar ſchon das Wort gefprochen, „daß die Obrigkerk ſchulbig, die Eltern angus 
halten, daß fe ihre Kinder zur Schule zu halten.“ Es war das aber nidt 
der Ausſpruch des Gefekgebers, ſondern des Reformators, ein Poſtulat der 
Kirche an den Staat. Das Reformalionszeitalter jeste nach immer voraus, 
daß der Laudesherr der rechten Kirche angehöre, daß eine Kirche, die rechte 
Kirche, im Lande herrſche, — ein Verhältniß, in welchem die Schule der Rirche 
incorporirt blieb unter Schuhherrlichkeit des Landesherrn. Noch der weſt⸗ 
phäliſche Friede (Ark. V 8. 31) betrachtet demgemäß die „institutio mini- 
steriorum scholastieorum® als ein Annexum des Religtons⸗Exercitiums. 

Die kirchliche Schule, evangeliſchen me katholiſchen Bekenntniſſes, beruht 
auf folgenden vier Merkmalen: 1. daß der Religionsunterricht ihr Haupt: 
gegenſtand ift, für die Volksſchule möglicherweiſe der einzige Gegenſtand; 2. daß 
olle Kehrgegenſtände auch außer dem Religionsunterrichte, Sprachen, Literatur, 
Geſchichte, Geographie, Naturwiſſenſchaften, untergeordnet bleiben nrüſſen den 
höchſten Religionswahrhellen, durchdrungen von kirchlichem Geift, untergeordnet 
dem Erzlehungszweck der kirchlichen Lehre; 9. daß das Lehrperſonale der fird- 
lichen Confeſſtan angehören muß, ba bie Anſtalt ſelbſt kirchliches Inuilut ift 
(in einigen Schulordnungen wurde dieß ausdrücklich gelagt, in den übrigen 
als ſelbſtverſtändlich vorausgeſezt); 4 daß die Oberaufſſcht und die Entihelbungs: 


Von Dr. Rudolph Gneiſt. 


Gewalt über ftreitige Fragen (jurisdictio) der Kirche aus eigenem Rechte ger 
bührt und mit der geistlichen Hierarchie als folder verbunden erſcheint. In 
dieſen Punkten liegt die Bedeutung der kirchlichen Schule, die man auch 
confeſſionelle Schule nennen mag, aber ſogleich mit einer Erinnerung daran, 
daß dies Wort unſeren Geſehen ſremd il. 

Dies Syſtem der kirchlichen Schulen iſt aber in Preußen abgeändert 
ſchon jeit 180 Jahren durch König Friedrich Wühelm J., und dann weiter 
durch drei untrennbare, ſtetih fortschreitende Principen, Der erſte entſcheidende 
Schritt zur Aufhebung des coufeſſionellen Syſtems der Schulen war die Gue 
führung des geſeblichen Schu lzwang es durch die Ghicte Konig Friedrich 
Wilhelm I. vom 28. September 1717 und vom 19. September 1786. Cs war 
nunmehr der Geſehgeber, nicht mehr die krrchliche Obrigkeit, welche den Zwaug 
ausſprach. Ter Staat proclamirle damit den höhern Grundſatz, welcher in 
Deulſchland an die Stelle des wittelalterlichen Glaubens und Kirchenzwanges 
zu treten beflimmt war. Daran reihet ſich als zweiter Grundſatz die Pari tat 
der anerkannten Kirchen in Preußen. Endlich der Grundſatz der Unterhaltung 
der Schule als gemeiner Laſt. Dieſe ſchrittweiſe entfalteten Grundſätze des 
preußiſchen Unlerrichtsweſens haben ihre Zuſammenfaſfung gefunden im Mtge: 
gemeinen Landracht (Theil II. Tit. 12). Der leitende Grundſatz ijt an die 
Spihe geftellt: „daß alle öffentlichen Schulen Verauſtalkungen des Siaates 
find" (§. 1). Darauf folgen die drei Grundprineipien: der Schulzwang 
(8. 43 fi), die Paritäß der anerkannten Kirchen (durchgeführt im Tit. 11, 12 
und in den Schulreglements); und endlich der Grundſatz der Unterhaltung 
ves Schulweſens von unten herauf als gemeine Laſt. (5. 29. Die Unterhal⸗ 
tung der Lehrer liegt den ſämmtlichen Hausvälern jeden Orts ob, ohne 
Unterſchied des Glaubensbekenntuiſſes. g. 384. Auch die Unterhaltung der 
Schulgebäude muß als gemeine Laft getragen werden. g. 38. Stein Mitglied 
der Gemeinde kann wegen Verſchiedenheit des Religionsbekenntniſſes dem 
Beitrage zur Unterhaltung ſolcher Gebäude fidh entziehen.) Trotz aller Varias 
tionen liegt dieſer Charakter der gemeinen Laſt auch den Provinziol- und 
Localverordnungen zu Grunde. 

Dem Allgemeinen Landrechte zum Troy gleitet die Verwaltung in 
die Grundſätze der kirchlichen Schulen zurück und übereignet die geſpaltenen 
Schulen dem ſpecifiſchon Religionstheil. Da nun aber die kirchlichen Midtun: 
gen unter ih und mit Allen, was feit 100 Jahren in Preußen geſchehen ijt, 
um das Schulweſen zur Staatöinftitution zu machen, in Widerſtrejt ſtehen, 
fo vermag das neue Verwaltungsrecht fidh nur durch die Geſchimeidigleit feiner 
Maximen zu erhalten. Da die folgerichtige Durchführung nach außen hin zu 
heftigen Widerſprüchen der Gemeinden, Eltern, des Lehrerperſonales führt, fo 
mup ſich die Verwaltung Helfen, indem fre ihre ſelbſigemachten Begriſſe auch immer 
ſelbſt interprelirt. Da es kerne geſetzliche Declaration über „confeſſionelle“ Schulen 
giebt, fo läßl ſich fo viel und fo wenig hineinlegen, wie nach Zett und Ort 
ausführbar erſcheint. Nach Lage der Verhälkniſſe und der Nerſonen läßt fih 
die eine Conſoquenz ziehen, die andere nicht, es läßt fih die gezogene Conſe⸗ 
quenz auch wieder zurücknehmen, im anderen Falle wieder aufnehmen. 

Dieſe biegſame Verwaltungsweſſe durch ordre und gontreordte könnte 
vielleicht das Lob der Humanität und allſeitigen Rückſichtsnahme beauſpruchen, 
wenn fie nur nicht gerade in einem Lande beſtände, in welchem die ſchneiden⸗ 
den Rochtsgrundſäze von Schulzwang, Parität, gemeiner Schullaſt in bie 
äuheren Rechksverhältniſſe eines jeden Staatsbürgers, in Vermögens, Familien: 
und Gemeindeverhältulſſe eingreifen, und an ſehr ernſten Punkten ſelbſt in das 
Gewiſſen der Menſchen. Dieſe Erwägung foll das Urtheil rechtfertigen: es 
bedarſ eines Verwaltungsgerichtshofes, um rechtlich feſtzuftellen, ob 
es in Preußen ſtiftungsmäßige, botationsmählge, berwaltungsherkömmliche, 
fatutarifche, finuftane Conſeſſionsſchulen gibt ober nicht gibt. B-.e. 


Berjunalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Majeftät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Alois Hermann den Orden der eifernen Krone dritter Claſhe 
verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Statthaltereiraihe in Krakau Julian Ritter 
v. Boby⸗Bobowsski bie k. k. Kämmererswürde verliehen. 

Se. Maſeſtat haben den Bezirtehauptmann Anton Grafen Arz zum 
Statthaltereirathe zweiter Cloe in Innsbruck ernannt. 

Se. Maleſtät haben den Operſmannath Dr. Roman Decykiewicz 
zum Statthaltereirathe zweiter Clafe extra statum in Lemberg ernannt. 

Se. Maleſtät haben dem Finanzprocurakursadzuncten in Innsbruck Dr. 
Hofe v. Scarf den Titel und Nang eines Flnanzralhes verliehen 

Se. Majeſtät haben dem Conceptsadjuncten im Handelszuiniſterium Dr. 
Heinrich Colen v. Wittek den Titel und Charakter eines Miniſterialconet⸗ 
piſten verliehen. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeilung⸗ 
Bezirksſecretärsſtelle bei einer Bezirkshauptmannſchaft in Krain, 600 fl. 
Gehalt, e in 700 fl., bis 15. Jänner (Amtsblalt Nr. 298). 
Drei Bezirkscommiſſarsſtellen, und zwar bel den Bezickshauptmann⸗ 


ſchalten Czaslau, Jungbunzlau und Tetſchen in Böhmen, 1200 fl., 1000 fl. 
und eventuell 800 fl. Gehalt, bis 8. Jänner (Amlsblalk Nr. 299). 


Dberbergeommmmfärsitefle in Laibach, 1260 fl. Gehalt, eventuell Stelle 
niederer Kategorie, bis 30. Janner (Amtsblatt Nr. 299) 


Im Verlage von Moritz Perles in Wien, Spiegelgaſſe Nr. 17, 
ift erſchienen: 
Oeſterreichiſcher 


Juriſten Kalender 


für 


1870. 


Taſcheuformak. Elegant gebunden. Preis 1 fl. 40 kr. 
Inbaftswerzeihnih. 


Anfang der vier Jahreszerlen. Finſterniſſe, Normalage, Hof⸗Normalage. Gerichts: 
ferien. Ralendarium. Stempelgebührenjcalen. Percentualgebühren. Ziehungen 
ber öſterrelchtſchen Lotlerie-Eſſecken. Terminkalender: Die iſraeliliſchen Seit: 
und Feiertage, Tagebuch (für jeden Tag eine halbe Seite). Beigaben: Eines: 
ſormeln. Werth der Coupons der äfterreichiichen Staatsſchuldverſchrelbungen und 
Staatsloſe, Telegraphengebühren. Auszug aus dem Gebührentarife. Adreſſen⸗ 
Verzeichniß der Wienor Übvocaten und Notave. Verzeichuiß der Gerichts: und 
Verwaltungsbehörden erſter Inſtanz nebſt Angabe der Advocaten und Notare, 
Juxriſtiſche Zeitſchriften. Aullaug für Wien; Fahrtazen in Wien. Subſtitutions- 
Vollmacht für Wiener Advocaten, Empfehlungsanzeigen lilerariſchen Jahats, 


Die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
Spiegelgaſſe Nr. 17, empfiehlt ihr Lager von Werken aus 
allen Wissenschaften, übernimmt Pränumerationen auf 
alle Journale und Lieferungswerke des In- und Aus⸗ 
landes und beſorgt Nicht-Vorräthiges umgehend. 

Ich richte mein Hauptaugenmerk auf die Beſorgung von 
Rechts- und Staatswissenschaftlicher Literatur und 
bitte mich mit Ihren Aufträgen zu beehren. 

Hochachtungsvoll 


Moritz Perles, 


Buchhandlung in Wien, Spiegelgaſſe Nr. 17. 


Eneyclopädie der Rechtswissenschaft, 


Im Verlage von Duncker & Humblot in Leipzig erscheint; 


Eneyelopädie der Rechtswissenschaft. 


In spatenatischer und ulppabettacher Denrbritung. 
Unter Mitwirkung vieler namhafter Rechtsgelehrter 


herausgegeben von 
Prof Dr. Franz von Holtzendorff. 
In 3 Bänden (zusammen 19 fl) oder Lieferungen & 75 kr. 


Ein ausführlicher Prospectus kann in jeder Buchhandlung 
eingesehen werden. Heft 1 und Band 1 (Systematischer Theil) 
liegen vollendet vor. 

ur Annahme von Restellungen empfiehlt sich: 
Moritz Perles“ Buchhandlung in Wien, Spiegelgasse Nr. 17. 


SE Bestellungen auf die „Oesterreichische Zeit- 
schrift für Verwaltung“ werden fortlaufend entgegen- 
genommen, Einzelne fehlende Blätter können den Pränu- 
meranten nachgesendet werden. 


Druck von A. Pichler's Witwe & Sohn in Mien. 


Herlag von Morib Perles in Wien, Stadt, Spiegefgafie 17. 


